
rupprecht-partner.de

Die Mandanten - Information

Themen dieser Ausgabe:

Ausgabe 3/2017 

(Mai/Juni)

» Zuordnung gemischt-genutzter Gegenstände

» Anhebung der Schwelle bei GWG

» BFH verwirft Sanierungserlass

» Das gemeinsam genutzte Arbeitszimmer

» Benzinkosten des Arbeitnehmers

» Bonuszahlung der Krankenversicherung

» Kündigung zuteilungsreifer Bausparverträge

Werte Mandanten,
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Zuordnung gemischt-
genutzter Gegenstände zum 

Unternehmensvermögen

Unternehmer, die im Jahr 2016 Gegenstände ange-
schaff t oder hergestellt haben, die sie sowohl für ihr 
Unternehmen als auch privat nutzen, müssen diese 
bis zum 31.5.2017 vollständig oder teilweise ihrem 
Unternehmensvermögen zuordnen, um den vollstän-
digen oder anteiligen Vorsteuerabzug geltend zu ma-
chen.

Hintergrund: Für die Anschaff ung oder Herstellung 
eines unternehmerisch genutzten Gegenstands kann 
ein Unternehmer die Vorsteuer geltend machen. Wird 
der Gegenstand nur teilweise für das Unternehmen 
genutzt und teilweise privat, spricht man von einem 
gemischt-genutzten Gegenstand.

1. Wahlrecht des Unternehmers
Bei der Anschaff ung oder Herstellung eines ge-
mischt-genutzten Gegenstands hat der Unternehmer 
folgende Möglichkeiten:

 » Er ordnet den Gegenstand in vollem Umfang dem 
Privatvermögen zu. Ein Vorsteuerabzug ist dann 
nicht möglich. Dafür entfällt eine Umsatzbe-
steuerung der Privatnutzung (sog. unentgeltliche 
Wertabgabe bzw. Entnahme).

 » Er ordnet den Gegenstand nur im Umfang der 
unternehmerischen Nutzung seinem Unterneh-
men zu und macht die Vorsteuer nur insoweit 
und damit anteilig geltend. Soweit er den Gegen-
stand privat nutzt, ist der Vorsteuerabzug nicht 
möglich; dafür braucht er insoweit die Privatnut-
zung nicht der Umsatzsteuer zu unterwerfen.

Hinweis: Die unternehmerische Nutzung muss aber 
mindestens 10 % ausmachen. Ist sie geringer als 10 
%, gehört der Gegenstand vollständig zum Privatver-
mögen, so dass ein anteiliger Vorsteuerabzug nicht 

möglich ist.
 » Er ordnet den Gegenstand in vollem Umfang 

dem Unternehmen zu. Die Vorsteuer kann in 
vollem Umfang geltend gemacht werden. Dafür 
muss der Unternehmer die Privatnutzung als 
sog. unentgeltliche Wertabgabe jährlich der Um-
satzsteuer unterwerfen.

Hinweis: Bei gemischt-genutzten Gebäuden gilt 
eine Besonderheit; hier ist der Vorsteuerabzug nur in 
Höhe des unternehmerisch genutzten Teils möglich.

2. Frist für Zuordnung zum Unternehmensvermögen
Soll der im Jahr 2016 angeschaff te oder hergestellte 
gemischt-genutzte Gegenstand ganz oder teilweise 
dem Unternehmen zugeordnet werden, muss diese 
Zuordnung bis zum 31.5.2017 erfolgen. Dies ist der 
gesetzliche Termin für die Abgabe der Umsatzsteuer-
erklärung.

Beim 31.5.2017 bleibt es auch dann, wenn im kon-
kreten Fall eine Fristverlängerung für die Abgabe der 
Umsatzsteuererklärung gewährt worden ist, z. B. die 
allgemeine Fristverlängerung bis zum 31.12.2017 
bei Erstellung der Umsatzsteuererklärung durch den 
Steuerberater.

Hinweis: Für Veranlagungszeiträume ab 2018 wird 
die Abgabefrist für Umsatzsteuererklärungen bis zum 
31.7. verlängert, z. B. bis zum 31.7.2019 für die Um-
satzsteuererklärung 2018. Dies dürfte sich dann auch 
auf die Frist für die Zuordnung zum Unternehmens-
vermögen auswirken.

3. Ausübung des Wahlrechts
Die vollständige oder teilweise Zuordnung des 
gemischt-genutzten Gegenstands zum Unter-
nehmensvermögen kann durch eine Erfassung des 
Gegenstands in der Buchführung und durch die 
Geltendmachung des vollständigen oder teilweisen 
Vorsteuerabzugs in der Umsatzsteuer-Voranmeldung 
oder in der Umsatzsteuererklärung erfolgen. Die 

Voranmeldung bzw. Erklärung muss dann bis zum 
31.5.2017 beim Finanzamt eingehen.

Hinweis: Ohne Buchführung oder ohne Abgabe einer 
Umsatzsteuer-Voranmeldung bzw. Umsatzsteu-
er-Jahreserklärung kann die vollständige oder teilwei-
se Zuordnung des gemischt-genutzten Gegenstands 
durch schriftliche Mitteilung gegenüber dem Finanz-
amt bis zum 31.5.2017 erfolgen. Damit wir diese Frist 
einhalten können, sollten Sie uns rechtzeitig mit-
teilen, dass Sie ein Wirtschaftsgut angeschaff t oder 
hergestellt haben, das Sie gemischt nutzen wollen.

Anhebung der 
Schwelle bei GWG

Die Regierungskoalition hat sich Anfang März auf die 
Anhebung der Schwelle zur Sofortabschreibung für 
sog. geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) geeinigt. 
Statt bislang 410 € sollen künftig Anschaff ungen wie 
beispielsweise Büromaterialien oder auch Tablets bis 
zu einem Wert von 800 € sofort abgeschrieben wer-
den können.

Hinweis: Die neue Schwelle soll ab dem 1.1.2018 gel-
ten. Bundestag und Bundesrat müssen dem Vorhaben 
noch zustimmen.

BFH verwirft 
Sanierungserlass

Der Große Senat des Bundesfi nanzhofs (BFH) hält 
den sog. Sanierungserlass der Finanzverwaltung für 
rechtswidrig. Damit kann die Steuer auf Sanierungs-
gewinne nicht mehr ohne Weiteres erlassen werden. 
Dies erschwert die Sanierung insolvenzbedrohter Un-
ternehmen.

Hintergrund: Ein Sanierungsgewinn entsteht, wenn 

eine Verbindlichkeit des insolvenzbedrohten Unter-
nehmers vom Gläubiger erlassen wird. Der Unter-
nehmer muss dann seine Verbindlichkeit gewinner-
höhend ausbuchen. Diese Gewinnerhöhung ist nicht 
steuerfrei, weil der Gesetzgeber die Steuerfreiheit für 
Sanierungsgewinne ab 1998 aufgehoben hat. Der 
Unternehmer kann den Sanierungsgewinn nur mit 
einem Verlustvortrag verrechnen. Allerdings geht dies 
uneingeschränkt nur bis zur Höhe von 1 Mio. €. Darü-
ber hinaus ist dies nur im Umfang von 60 % möglich, 
so dass ein Gewinn von 40 % verbleibt (sog. Mindest-
besteuerung).
Um die sich hieraus ergebenden steuerlichen Folgen 
abzumildern, hat die Finanzverwaltung im Jahr 2003 
den sog. Sanierungserlass veröff entlicht. Er ermög-
licht in Sanierungsfällen einen Ausschluss der Min-
destbesteuerung und eine vorläufi ge Stundung, bis 
die Sanierung abgeschlossen ist, sowie anschließend 
einen Erlass der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer.

Streitfall: Das Unternehmen des Klägers befand sich 
in der Krise. Im Jahr 2007 verzichtete die Bank des Klä-
gers auf Forderungen in Höhe von ca. 620.000 €, die 
das Finanzamt als steuerpfl ichtigen Sanierungsge-
winn ansah. Es verneinte außerdem die Anwendbar-
keit des Sanierungserlasses, weil die Sanierungseig-
nung fehlte; denn der Kläger erzielte auch nach dem 
Forderungserlass weiterhin Verluste. Der Kläger hielt 
den Sanierungserlass der Finanzverwaltung dagegen 
für anwendbar. Der zuständige Senat des BFH rief den 
Großen Senat des BFH an, damit dieser klärt, ob der 
Sanierungserlass überhaupt rechtmäßig ist.

Entscheidung: Der Große Senat des BFH hält den Sa-
nierungserlass für rechtswidrig:

 » Der Sanierungserlass der Finanzverwaltung ver-
stößt gegen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung. Der Gesetzgeber sieht nämlich 
Sanierungsgewinne als steuerpfl ichtig an, nach-
dem er die Steuerbefreiung ab 1998 aufgehoben 
hat.
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 » Diese Entscheidung des Gesetzgebers darf die 
Finanz-verwaltung nicht unterlaufen, indem sie 
nun die Steuern, die auf Sanierungsgewinne ent-
stehen, zunächst stundet und anschließend er-
lässt. Im Ergebnis nimmt die Finanzverwaltung 
damit eine Gesetzeskorrektur vor, die ihr nicht 
zusteht.

 » Unbeachtlich ist, dass der Sanierungserlass nicht 
die Steuerfreiheit des Sanierungsgewinns an-
ordnet, sondern nur eine Billigkeitsregelung ent-
hält, die zum Erlass der Steuer führt. Denn damit 
unterstellt die Finanzverwaltung eine sachliche 
Unbilligkeit der Steuerpfl icht des Sanierungsge-
winns. Diese Entscheidung steht jedoch ebenfalls 
nur dem Gesetzgeber zu.

Hinweise: Allerdings können die Finanzämter künftig 
ausnahmsweise eine Billigkeitsentscheidung treff en 
und die Steuer stunden bzw. erlassen. Dies erfordert 
dann eine sorgfältige Einzelfallprüfung.

Nach dem aktuellen Beschluss des Großen Senats 
muss der Gesetzgeber tätig werden, wenn er für eine 
steuerliche Entlastung bei Sanierungsgewinnen sor-
gen will. Eine entsprechende Regelung wurde bereits 
in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht. Die Neu-
regelung wird allerdings von der Genehmigung durch 
die Europäische Kommission abhängen.

Das gemeinsam genutzte
Arbeitszimmer

Nutzen Ehegatten oder Paare ein Arbeitszimmer ge-
meinsam, kann jeder von ihnen den steuerlichen 
Höchstbetrag von 1.250 € jährlich geltend machen, 
wenn ihm kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht und beide die Aufwendungen für das Arbeits-
zimmer in entsprechender Höhe getragen haben. Der 
Höchstbetrag von 1.250 € wird also nicht objektbezo-
gen für das Arbeitszimmer, sondern personenbezogen 
für jeden Steuerpfl ichtigen gewährt, der das Arbeits-

zimmer nutzt.

Hintergrund: Die Kosten für ein häusliches Arbeits-
zimmer können bis zu einem Betrag von 1.250 € abge-
zogen wer-den, wenn für die berufl iche oder betriebli-
che Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. Steht dem Arbeitnehmer ein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung, sind die Kosten für das Zimmer 
nicht absetzbar. Hingegen sind die Kosten für das 
Arbeitszimmer in voller Höhe abziehbar, wenn das 
Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruf-
lichen und betrieblichen Tätigkeit darstellt.

Streitfälle: In zwei Fällen musste der Bundesfi nanz-
hof (BFH) nun entscheiden, wie der Höchstbetrag von 
1.250 € anzuwenden ist, wenn das Arbeitszimmer 
von einem Paar gemeinsam genutzt wird. In einem 
Fall lebte ein Lehrer-Ehepaar zusammen in einem in 
Miteigentum stehenden Einfamilienhaus. Die beiden 
nutzten das Arbeitszimmer gemeinsam. Jeder von ih-
nen machte den Höchstbetrag von 1.250 € als Wer-
bungskosten geltend.
In dem anderen Fall ging es um einen Arbeitnehmer, 
der mit seiner Freundin in einer Wohnung lebte. Beide 
nutzten das Arbeitszimmer ebenfalls gemeinsam. Der 
Arbeitnehmer machte den Höchstbetrag von 1.250 € 
geltend. In beiden Fällen erkannte das Finanzamt den 
Abzug der Aufwendungen in der jeweils geltend ge-
machten Höhe nicht an.

Entscheidung: Der Bundesfi nanzhof (BFH) gab den 
Klagen im Grundsatz statt, verwies die beiden Fälle 
aber zur weiteren Sachverhaltsaufk lärung an das Fi-
nanzgericht (FG) zurück: 

 » Der Höchstbetrag von 1.250 € wird nicht objekt-
bezogen für das Arbeitszimmer gewährt, sondern 
personenbezogen für jeden Steuerpfl ichtigen, der 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
getragen hat und dem kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. Bei einem Paar, das zusam-
menlebt, kann also jeder der beiden den Höchst-

betrag geltend machen.
 » Im Steuerrecht gilt der Grundsatz der Individualbe-

steuerung. Auch ein Ehepaar bzw. Lebensgefähr-
ten werden daher nicht als Paar besteuert, son-
dern als zwei Einzelpersonen.

 » Voraussetzung für die Gewährung des Höchstbe-
trags für jeden Partner ist aber, dass jeder der bei-
den das Arbeitszimmer für seine berufl iche oder 
betriebliche Tätigkeit nutzen kann. Das Arbeits-
zimmer muss also so ausgestaltet sein, dass jeder 
Partner seiner Tätigkeit in dem erforderlichen Um-
fang in dem Arbeitszimmer nachgehen kann.

 » Sind die beiden Partner zur Hälfte Miteigentümer 
oder haben sie die Wohnung gemeinsam ange-
mietet, kann jeder der beiden die von ihm getrage-
nen Kosten für das Zimmer bis zum Höchstbetrag 
von 1.250 € als Werbungskosten absetzen, wenn er 
bzw. sie die Voraussetzungen für den Werbungs-
kostenabzug erfüllt, also das Arbeitszimmer beruf-
lich oder betrieblich nutzt und ihm bzw. ihr kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht.

Hinweis: Der BFH ändert mit den beiden Urteilen sei-
ne bisherige Rechtsprechung, die den Höchstbetrag 
von 1.250 € objektbezogen verstanden hat, also nur 
einmal für das gesamte Arbeitszimmer gewährt hat. 
Im Ergebnis kann nun jeder (Ehe-)Partner den Höchst-
betrag von 1.250 € als Werbungskosten abziehen, so-
fern er entsprechende Aufwendungen für das Zimmer 
getragen hat.

Die Zurückverweisung erfolgte in beiden Fällen, weil 
das FG nun noch ermitteln muss, ob tatsächlich jeder 
Partner das Arbeitszimmer während des gesamten 
Jahres für seine berufl iche Tätigkeit genutzt hatte.

Benzinkosten des 
Arbeitnehmers

Darf der Arbeitnehmer einen Dienstwagen auch pri-
vat nutzen und muss er die gesamten Benzinkosten 

für den Pkw selbst tragen, so mindern diese Aufwen-
dungen den geldwerten Vorteil aus der Pkw-Privat-
nutzung.

Hintergrund: Die Überlassung eines Dienstwagens an 
den Arbeitnehmer, den dieser auch privat nutzen darf, 
führt zu einem geldwerten Vorteil, der entweder nach 
der sog. 1 %-Methode mit 1 % des Bruttolistenpreises 
pro Monat oder nach der sog. Fahrtenbuchmethode 
nach den für die Privatfahrten entstandenen Aufwen-
dungen zu bewerten ist.

Streitfall: Der Kläger war Arbeitnehmer und durfte 
seinen Dienstwagen auch privat nutzen. Der geldwer-
te Vorteil wurde nach der sog. 1 %-Methode ermittelt. 
Da der Bruttolistenpreis des Dienstwagens ca. 52.000 
€ betrug, ergab sich ein geldwerter Vorteil von rund 
6.240 €. Der Kläger musste aber alle Benzinkosten für 
den Wagen selbst tragen; dies waren im Streitjahr ca. 
6.000 €. Er wollte diese Kosten steuerlich absetzen.

Entscheidung: Der Bundesfi nanzhof ließ einen Abzug 
zu:
 » Der geldwerte Vorteil aus der Privatnutzung ei-

nes Dienstwagens mindert sich zum einen um 
ein pauschales Entgelt, das der Arbeitnehmer 
an seinen Arbeitgeber zahlen muss. Zum ande-
ren mindert es sich aber auch um die einzelnen 
Kfz-Kosten, die der Arbeitnehmer tragen muss. In 
beiden Fällen – pauschales Nutzungsentgelt oder 
vom Arbeitnehmer getragene Kfz-Kosten – ist der 
Arbeitnehmer insoweit nicht bereichert. Nur hin-
sichtlich der verbleibenden Diff erenz entsteht bei 
ihm ein Vorteil.

 » Der Gesetzgeber ist sowohl bei der 1 %-Metho-
de als auch bei der Fahrtenbuchmethode davon 
ausgegangen, dass der Arbeitgeber alle Kfz-Kos-
ten trägt. Ist dies im Einzelfall nicht so, weil tat-
sächlich der Arbeitnehmer bestimmte Kfz-Kosten 
selbst trägt oder ein pauschales Nutzungsentgelt 
an seinen Arbeitgeber zahlen muss, mindert sich 
der geldwerte Vorteil des Arbeitnehmers.
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 » Damit kam es bei dem Kläger nur in Höhe von 240 
€ zu einer Bereicherung, nämlich in Höhe der Dif-
ferenz zwischen dem Wert nach der 1 %-Metho-
de und den vom Kläger bezahlten Benzinkosten.

Hinweise: Der BFH unterscheidet nicht zwischen ei-
nem pauschalen Nutzungsentgelt des Arbeitnehmers 
und einzelnen Kfz-Kosten, die der Arbeitnehmer tra-
gen muss. Damit widerspricht das Gericht der Finanz-
verwaltung, die nur die Übernahme von Leasingraten 
durch den Arbeitnehmer steuerlich berücksichtigt, 
nicht aber einzelne Kfz-Kosten des Arbeitnehmers. 
Der BFH weist darauf hin, dass in Leasingraten auch 
einzelne Kfz-Kosten enthalten sind, so dass eine un-
terschiedliche steuerliche Behandlung nicht gerecht-
fertigt ist.

Zugleich stellt der BFH aber auch klar, dass der Ar-
beitnehmer die selbst getragenen Kosten im Einzel-
nen darlegen und nachweisen muss. Ein pauschaler 
Vortrag des Arbeitnehmers, er habe einzelne Kosten 
selbst getragen, reicht nicht aus.

Der BFH hat sich in einer weiteren Entscheidung zur 
Frage geäußert, ob die Zuzahlungen des Arbeitneh-
mers zu einem negativen steuerlichen Wert führen 
können. Dies ist nach Auff assung des Gerichts nicht 
der Fall. Ein „geldwerter Nachteil“ kann aus der Über-
lassung eines Dienstwagens zur Privatnutzung also 
nicht entstehen.

Bonuszahlung der 
Krankenversicherung

Das Bundesfi nanzministerium (BMF) hat sich zu Er-
stattungen und Zuschüssen der gesetzlichen Kran-
kenversicherungen geäußert, die an den Steuerpfl ich-
tigen für die Teilnahme an gesundheitsfördernden 
Maßnahmen im Rahmen eines Bonusprogramms ge-
zahlt werden. Danach werden die Krankenkassen über 

derartige Erstattungen und Zuschüsse im Laufe des 
Jahres 2017 Papierbescheinigungen ausstellen, die 
dann beim Finanzamt zur Überprüfung eingereicht 
werden können. Auf diese Weise soll sichergestellt 
werden, dass die Erstattungen steuerlich nicht zuun-
gunsten des Steuerpfl ichtigen berücksichtigt werden.

Hintergrund: Verschiedene Krankenkassen bieten sog. 
Bonusprogramme an: Lässt der Versicherte bestimm-
te kostenfreie Vorsorgeuntersuchungen durchführen 
oder nimmt er an bestimmten gesundheitsfördern-
den Maßnahmen teil, erhält er einen Zuschuss für zu-
sätzliche kostenpfl ichtige Gesundheitsmaßnahmen 
wie Brillen, Massagen etc., die der Versicherte selbst 
zahlen muss.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat im letzten Jahr ent-
schieden, dass derartige Zuschüsse keinen Einfl uss 
auf den Sonderausgabenabzug haben dürfen. Der 
Sonderausgabenabzug für Krankenversicherungsbei-
träge wird also durch diese Zuschüsse nicht gemin-
dert.

Information des BMF: Das BMF geht nun auf das Pro-
blem ein, dass die Krankenkassen in ihren elektroni-
schen Bescheinigungen die Zuschüsse im Rahmen 
des Bonusprogramms als Beitragsrückerstattungen 
ausweisen. Dies würde entgegen der BFH-Rechtspre-
chung zu einer Minderung des Sonderausgabenab-
zugs zulasten des Steuerzahlers führen.

Um dies zu verhindern, werden die Krankenkassen 
Bescheinigungen in Papierform ausstellen, in denen 
die Höhe der Zuschüsse aufgrund eines Bonuspro-
gramms ausgewiesen ist. Der Steuerpfl ichtige kann 
diese Bescheinigung bei seinem Finanzamt einrei-
chen. Das Finanzamt prüft dann, ob die elektronisch 
übermittelte Beitragsrückerstattung zu hoch war und 
ändert ggf. den Bescheid. Steuerpfl ichtige, die keine 
Papierbescheinigung von ihrer Krankenversicherung 
erhalten, sollen dem BMF zufolge davon ausgehen 
können, dass die Bonusleistungen aus ihrem Bonus-

programm von der Neuregelung nicht umfasst sind.

Hinweise: Wie lange das Verfahren um die Ausstel-
lung der Bescheinigungen dauern soll, ist unklar. Fra-
gen Sie daher im Zweifel bei Ihrer Kasse nach. Mög-
licherweise werden die Bescheide hinsichtlich der 
Höhe des Sonderausgabenabzugs vorläufi g ergehen, 
um eine Änderung nach Übersendung der Bescheini-
gung in Papierform zu ermöglichen.

Scheidungskosten als
außergewöhnliche Belastungen?

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat kürzlich entschie-
den, dass eine Bausparkasse Bausparverträge kündi-
gen kann, wenn die Verträge seit mehr als zehn Jahren 
zuteilungsreif sind, auch wenn diese noch nicht voll 
bespart sind.

Denn mit Eintritt der erstmaligen Zuteilungsreife hat 
die Bausparkasse unter Berücksichtigung des Zwecks 
des Bausparvertrages (dieser besteht für den Bauspa-
rer darin, durch die Erbringung von Ansparleistungen 
einen Anspruch auf Gewährung eines Bauspardarle-
hens zu erlangen) das Darlehen des Bausparers voll-
ständig empfangen.
Damit hat der Bausparer das korrespondierende 
Zweckdarlehen mit Eintritt der erstmaligen Zutei-
lungsreife vollständig gewährt, unabhängig davon ob 
der Bausparer verpfl ichtet ist, über den Zeitpunkt der 
erstmaligen Zuteilungsreife hinaus weitere Anspar-
leistungen zu erbringen.

Hinweis: Bausparverträge sind somit im Regelfall 
zehn Jahre nach Zuteilungsreife kündbar.
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Sie haben Fragen zu unseren Mandanten - Informationen?
Wir freuen uns über Ihren Anruf.

03 43 45  /  500 - 0



BEI  UNS SIND SIE  IN  GUTEN HÄNDEN.

Rupprecht & Partner mbB

Steuerberater | Wirtschaftsprüfer

Am Riff 1, 04651 Bad Lausick

Telefon: 03 43 45 / 500 -0

Telefax: 03 43 45 / 500 -55

info@rupprecht-partner.de

Öffnungszeiten:

Mo. bis Do.  von 7 - 17 Uhr

Fr.  von 7 - 16 Uhr

rupprecht-partner.de


